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6. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 1 West Autobahn — Anschlußstelle Pöchlarn
im Bereich der Stadtgemeinde Pöchlarn

7. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 9 Pyhrn Autobahn im Bereich der Gemeinden
Klaus an der Pyhrnbahn, Molln und St. Pankraz

8. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 20 Mariazeller Straße im Bereich der Stadtge-
meinde Kapfenberg

9. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 142 Obernberger Straße im Bereich der
Gemeinde Moosbach

10. Verordnung: Festsetzung des Umrechnungskurses für die Zeit ab 1. Jänner 1989 hinsichtlich der in
den Zollausschlußgebieten erzielten Einkünfte

6. Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vom 13. Dezem-
ber 1988 betreffend die Bestimmung des Stra-
ßenverlaufes der A 1 West Autobahn —
Anschlußstelle Pöchlarn im Bereich der Stadt-

gemeinde Pöchlarn

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Die Anschlußstelle Pöchlarn der A 1 West Auto-
bahn wird im Bereich der Stadtgemeinde Pöchlarn
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Anschlußstelle liegt zwi-
schen km 89,079 und km 91,351 der A 1 West
Autobahn und stellt über ihre Zu- und Abfahrts-
rampen die Verbindung mit der Landesstraße
L 5325 her.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Zu- und Abfahrtsrampen aus den beim Bun-
desministerium für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten, beim Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung sowie bei der Stadtgemeinde Pöchlarn
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. A1/21-88
im Maßstab 1 :1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.
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7. Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vom 13. Dezem-
ber 1988 betreffend die Bestimmung des Stra-
ßenverlaufes der A 9 Pyhrn Autobahn im
Bereich der Gemeinden Klaus an der Pyhrn-

bahn, Molln und St. Pankraz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 9
Pyhrn Autobahn wird im Bereich der Gemeinden
Klaus an der Pyhrnbahn, Molln und St. Pankraz
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 28,00, führt sodann über die Anschlußstelle
Klaus mit Zu- und Abfahrtsstraße zur B 138 Pyhrn-
paß Straße, quert anschließend das Steyrtal und
führt in der Folge in einer Tunnelkette (Klauser-
tunnel, Traunfriedtunnel, Speringtunnel, Falken-
steintunnel) und schließt nach Überbrückung der
Teichl bei km 35,645 an den bereits mit Verord-
nung vom 17. März 1987, BGBl. Nr. 108, festgeleg-
ten anschließenden Abschnitt der A 9 Pyhrn Auto-
bahn an.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse einschließlich der Anschluß-
stelle Klaus mit ihrer Zu- und Abfahrtsstraße zur
B 138 Pyhrnpaß Straße aus den beim Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim
Amt der Oberösterreichischen Landesregierung
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sowie bei den Gemeinden Klaus an der Pyhrnbahn,
Molln und St. Pankraz aufliegenden Planunterla-
gen (Plan Nr. 501/1—2 im Maßstab 1 : 5 000) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.
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8. Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vom 13. Dezem-
ber 1988 betreffend die Bestimmung des Stra-
ßenverlaufes der B 20 Mariazeller Straße im

Bereich der Stadtgemeinde Kapfenberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 20
Mariazeller Straße wird im Bereich der Stadtge-
meinde Kapfenberg wie folgt bestimmt:

Die B 20 Mariazeller Straße wird ab km 132,68
über neu herzustellende Rampen unter teilweiser
Benützung des Bestandes an die B 116 Leobener
Straße angebunden.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim
Amt der Steiermärkischen Landesregierung sowie
bei der Stadtgemeinde Kapfenberg aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. BO-116-15 im Maßstab
1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.
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9. Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten vom 13. Dezem-
ber 1988 betreffend die Bestimmung des Stra-
ßenverlaufes der B 142 Obernberger Straße

im Bereich der Gemeinde Moosbach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 142 Obernberger
Straße wird im Bereich der Gemeinde Moosbach
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 8,752 und bindet bei km 8,997 wieder in die
bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim
Amt der Oberösterreichischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Moosbach aufliegenden
Planunterlagen im Maßstab 1 : 1000 zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.
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10. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 19. Dezember 1988 über die
Festsetzung des Umrechnungskurses für die
Zeit ab 1. Jänner 1989 hinsichtlich der in den

Zollausschlußgebieten erzielten Einkünfte

Gemäß § 33 Abs. 9 des Einkommensteuergeset-
zes 1988, BGBl. Nr. 400, wird der Kurs für die
Umrechnung von Einkünften, die Steuerpflichtige
mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in
Zollausschlußgebieten dort in Deutscher Mark
erzielen, für die Zeit ab 1. Jänner 1989 mit 6,40 S je
1,00 DM festgesetzt.
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